
Ideen und Aussagen des europäischen
Geisteslebens bezeichnet, in die die Er-
folge der Industrialisierung und Tech-
nisierung ebenso einzubeziehen waren
wie die Wirkungen der Französischen
Revolution, der 2000-jährigen Geschich-
te des Christentums, der wechselvollen
Geschichte sich ändernder Staatensys-
teme, fruchtbarer Friedens- und grausa-
mer Kriegszeiten, der Überwindung na-
tionalstaatlichen Denkens, der Lehren
zweier Weltkriege, der Erfahrungen des
Kalten Krieges und der Verpflichtung, für
die Freiheit zu streiten. Europa stellte sich
ihm als das besonders vom zwanzigsten
Jahrhundert geprägte Erbe des Abend-
landes dar und damit als ein Erbe, in dem
die Gemeinschaft der freiheitlich-demo-
kratischen Staaten in der Idee der Freiheit
Gestalt angenommen hatte und zum we-
sentlichen verbindenden Element in den
Grundwerten, Idealen und Visionen der
Europäischen Gemeinschaft  geworden
war. Freiheit und Solidarität waren für
ihn somit die beiden Seiten einer Me-
daille. Insofern bedeutete ihm die Über-
windung der Unfreiheit im Osten Euro-
pas stets mehr als nur ein Lippenbekennt-
nis, er sah darin einen Akt gelebter euro-
päischer Solidarität, in dem dann freilich
auch der Überwindung der deutschen
Teilung eine bedeutende Rolle beigemes-
sen werden musste.

Die hier nur skizzenhaft angedeuteten
Grundlinien des Kohl’schen Europaver-
ständnisses waren kennzeichnend für die
europapolitischen Aussagen des CDU-
Vorsitzenden vor seiner Wahl zum

Helmut Kohls Sicht auf Europa und den
europäischen Integrationsprozess lässt
sich in mehrfacher Hinsicht biografisch
erklären – persönlich-biografisch über
seinen Geburtsjahrgang 1930, der ihn 
das Kriegsende und die Nachkriegszeit
ebenso wie die deutsche Teilung und die
schwierigen Anfänge des Einigungspro-
zesses in den 1950er-Jahren erleben ließ,
politisch-biografisch über die Anfänge
seiner politischen Karriere in den 1950er-
Jahren, in  der Ära Adenauer also. Mehr-
fach hatte Kohl noch als Bundeskanzler
darauf hingewiesen, dass er sich in Bezug
auf die großen Linien der bundesdeut-
schen Europapolitik als Sachwalter Kon-
rad Adenauers sah. Es ist daher durchaus
zutreffend, wenn auch jüngste Studien
zur deutschen Europapolitik in der Ära
Kohl die europäische Einigung als eine
der tragenden Konstanten der politischen
Biografie des Bundeskanzlers bezeich-
nen. Er handelte in seiner Funktion als
Bundeskanzler europapolitisch nicht nur
aus Gründen der Staatsräson und be-
trachtete die Vertiefung der europäischen
Integration nicht nur als im bundesdeut-
schen nationalen Interesse liegend – was
sie gewiss auch war –, sondern als Beitrag
zur Vollendung einer jahrtausendealten
Idee. 

Für Kohl war Europa stets mehr als ein
reines Wirtschaftsprojekt. Schon in den
1970er-Jahren, zunächst noch als Minis-
terpräsident des Landes Rheinland-Pfalz
und als Vorsitzender der CDU, dann als
Oppositionsführer imDeutschen Bundes-
tag, hatte er Europa als die Summe der
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Bundeskanzler, sie lagen im Wesent-
lichen auch auf einer Linie mit den ent-
sprechenden Standpunkten seiner Par-
tei und ihrer bayerischen Schwester, 
der CSU, in den 1970er-Jahren. Auf der
europäischen Ebene vertrat Kohl diese
Positionen auch in der Europäischen
Volkspartei (EVP), um deren Stärkung er
sich seit den ersten Direktwahlen zum
Europäischen Parlament stets bemüht
hatte. Seiner Meinung nach stand die 
EVP schon Ende der 1970er-Jahre auf ei-
ner programmatisch viel homogeneren
Basis als die europäischen Liberalen 
oder Sozialisten. Das führte er auf drei
gemeinsame Grundprinzipien zurück:
das Personalprinzip, das in der Tradi-
tion des christlich-humanistischen Welt-
und Menschenbildes stand, welches ei-
nen personenbezogenen Freiheitsbegriff
bedingt; das Solidaritätsprinzip, wel-
ches die ordnungspolitischen Begrenzun-
gen des Freiheitsbegriffs liefert; sowie 
das Subsidiaritätsprinzip, hervorgegan-
gen aus einer gemeinsamen Sozialethik,
deren konkrete Ausformulierung und
transzendente Verankerung es vom Sozi-
alismus und Kommunismus unterschied.
Darüber hinaus einte die EVP, so eine Ein-
schätzung Helmut Kohls aus dem Jahre
1977, der gemeinsame Wille zur politi-
schen Einigung des freien Europa, und zu
einem erweiterten Rollenverständnis Eu-
ropas im Nord-Süd-Verhältnis, in den 
Beziehungen zu anderen westlichen Staa-
ten sowie in der Ost-West-Konstellation.

Europäische Integrationspolitik 
der Regierung Kohl (1982–1992)
Bereits in seiner Regierungserklärung
vom Herbst 1982 hatte Helmut Kohl die
politische Union Europas zum Primärziel
deutscher Europapolitik erklärt. Er wollte
dies über eine Verbesserung der Hand-
lungsfähigkeit der Institutionen und
Praktizierung der vertraglich vorgesehe-
nen Mehrheitsentscheidungen im Minis-
terrat sowie eine Stärkung des Europä-

ischen Parlamentes erreichen. In anderen
Erklärungen aus der Frühzeit seiner
Kanzlerschaft erfolgten auffallend häufig
Bezüge auf die Genscher-Colombo-Ini-
tiative für eine „Europäische Akte“. Da-
mit hatte sich Kohl in kurzer Zeit, auch ge-
stützt auf das ökonomische und poli-
tische Gewicht der Bundesrepublik, zu
einem engagierten Verfechter des von
seinem Außenminister schon vor der
„Wende“ proklamierten Kurses zur Ver-
tiefung der Gemeinschaftsstrukturen  ge-
macht. 

Zielvorstellungen
Für Kohl stellte eine „Europäische Akte“
jedoch keinesfalls bereits die finalité poli-
tique der europäischen Integration dar; 
er wollte sie lediglich als Vorstufe zur
Vollendung der „Vereinigten Staaten von
Europa“ begreifen, womit er sich aus-
drücklich zu einer Traditionslinie be-
kannte, die direkt zurück zu Konrad Ade-
nauers Europapolitik führte. Entspre-
chende Forderungen durchzogen die ver-
schiedenen Reden Kohls aus den 1980er-
Jahren, ebenso die von ihm maßgeblich
mitgestalteten Programmentwürfe der
CDU – wobei allerdings unklar blieb, 
wie sich die Vereinigten Staaten von
Europa von einer Europäischen Union
beziehungsweise einer politischen Union
unterschieden. Dass sie darüber hinaus-
gehen sollten, dürfte nicht zu bezweifeln
sein, andererseits wusste der Realpoli-
tiker Kohl sehr wohl, wie vorsichtig er 
im öffentlichen Gebrauch mit solchen Be-
griffen umgehen musste. Schließlich er-
innerten die „Vereinigten Staaten“ auch
an die USA und konnten Assoziationen
hinsichtlich einer föderal strukturierten
politischen Struktur hervorrufen. Damit
jedoch hätte Kohl Euroskeptikern unnö-
tige Munition in ihrem Kampf gegen ei-
ne weitere Vertiefung der Gemeinschafts-
strukturen geliefert, wohingegen der Ver-
zicht auf eine Begriffskonkretisierung
auch als eine Stärkung der intergou-
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vernementalen Ebene im Sinne einer
konföderalen Weiterentwicklung inter-
pretiert werden konnte. 

Doch trotz dieser begrifflichen Ambi-
valenz spricht vieles dafür, dass sich
Helmut Kohl hinsichtlich seiner in den
1980er-Jahren weiterentwickelten Vor-
stellungen von der europäischen finalité
politique weiterhin am 1978 verabschie-
deten Ludwigshafener Grundsatzpro-
gramm der CDU orientierte, das als Ziel
des Integrationsprozesses ausdrücklich
die Herausbildung eines demokratischen
europäischen Bundesstaates genannt
hatte. Daran änderte sich im Verlauf der
nächsten zehn Jahre wenig, auf dem
Wiesbadener CDU-Parteitag von 1988
wurde die Schaffung der Vereinigten
Staaten von Europa erneut zum Primär-
ziel christdemokratischer Europapolitik
erklärt. Dieses sollte über den Ausbau der
EG zu einer Europäischen Union erreicht
werden, die auf den Grundpfeilern po-
litische und Sicherheitsunion sowie Wirt-
schafts- und Währungsunion ruhen wür-
de. Die Union würde von einer demokra-
tisch legitimierten europäischen Exe-
kutive regiert werden, der ein mit um-
fangreichen Befugnissen ausgestattetes
Europäisches Parlament gegenüberste-
hen müsste, wohingegen der Europäische
Rat beziehungsweise der Ministerrat all-
mählich in eine zweite Kammer des Par-
lamentes umzuwandeln wäre. 

Wege der Realisierung
So viel zu den Zielen der Kohl’schen
Europapolitik der 1980er-Jahre. Wie soll-
ten diese erreicht werden? Auch wenn
das europäische Währungssystem Ende
der 1970er-Jahre noch nicht völlig rei-
bungslos arbeitete, weil die dazugehöri-
gen Staaten in akuten oder auch nur ver-
meintlichen ökonomischen Krisensitua-
tionen immer noch reflexartig nationale
Alleingänge zur Krisenbewältigung ver-
suchten, waren die seit Ende der 1960er-
Jahre gemachten Fortschritte auf dem

Gebiet der gemeinsamen Wirtschafts-
und Währungspolitik besonders im Ver-
gleich mit dem Stand der politischen
Zusammenarbeit beachtlich. Insofern
konzentrierte sich die Kohl-Regierung
auf das Gebiet der politischen Zusam-
menarbeit im Integrationsraum. Die Gen-
scher-Colombo-Initiative bot eine Be-
zugsgröße, die zwar aufgrund der Inter-
vention einzelner, weniger integrations-
freundlicher Mitgliedstaaten hinsichtlich
der Reichweite der Forderungen etwas
abgeschwächt worden war, jedoch in ih-
rer Kernaussage immer noch Bestand
hatte.

So lag es auf der Hand, dass sich 
die Bundesregierung Anfang 1983 nach
Übernahme der Ratspräsidentschaft dem
Projekt „Europäische Akte“ widmete.
Eine erste Wegmarke dorthin stellte die
im Juni 1983 auf dem Stuttgarter Gipfel-
treffen verabschiedete „Feierliche Erklä-
rung zur Europäischen Union“ dar. Trotz
ihrer relativen Unverbindlichkeit spie-
gelte sich in ihr doch der erklärte Wille
der Mitgliedstaaten, auch die politische
Zusammenarbeit im Integrationsraum zu
vertiefen.

Wenngleich es nicht so beabsichtigt
war, erhielten sie bei diesem Vorhaben
Schützenhilfe vonseiten des Europä-
ischen Parlamentes, das unter der Lei-
tung Altiero Spinellis einen Bericht veröf-
fentlichte, in dem ein „Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Union“ mit einer
deutlichen Erweiterung der Kompeten-
zen des Europäischen Parlamentes gefor-
dert wurde. Die Veröffentlichung des Spi-
nelli-Berichts im Frühjahr 1984 fiel in die
Zeit der französischen Ratspräsident-
schaft unter François Mitterrand. Dessen
Europapolitik hatte sich anfangs nur in
Nuancen von der seines Vorgängers
unterschieden. Wie Giscard war auch
Mitterrand gewillt, die weitere Entwick-
lung der EG tatkräftig mitzugestalten,
und hatte daher kurz nach seinem Amts-
antritt in mehreren Denkschriften eine
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neue relance européenne gefordert. In An-
lehnung an den Durchbruch von 1955 auf
dem Weg zu den Römischen Verträgen
sollte sie dem Integrationsprozess neuen
Schwung verleihen. Allerdings war es
ihm weder 1981 noch 1982 gelungen, im
Gemeinschaftsraum in größerem Um-
fang Unterstützung für seine Ansätze zu
gewinnen. Mit Helmut Kohl jedoch hatte
er einen engagierten Mitstreiter gefun-
den, der gleichfalls die EG zum Kern einer
Europäischen Union umgestalten wollte
und sie nicht nur als gemeinsamen Markt
begriff, sondern als Wertegemeinschaft
sui generis. Wie Kohl ging aber auch Mit-
terrand davon aus, dass bis dorthin noch
ein langer Weg zurückzulegen war, der
einerseits von pragmatischen Problemlö-
sungsansätzen, andererseits von Impul-
sen zur Dynamisierung des Integrations-
prozesses gekennzeichnet sein musste.

Nachdem sich beide Politiker im Ver-
lauf des Jahres 1983 bei mehreren Gele-
genheiten gegenseitig unterstützt hatten,
beide zudem über die dauernden Forde-
rungen der britischen Premierministerin
Margaret Thatcher nach einer Verringe-
rung des britischen EG-Beitrages ver-
ärgert waren, hatten sie eine gegenseitige
Vertrauensbasis gefunden, die dazu
taugte, das Projekt „Europäische Union“
gemeinsam mit Erfolg voranzutreiben. 

Die Bewährungsprobe dieser Zusam-
menarbeit stellte der Gipfel von Fontaine-
bleau im Juni 1984 dar, für den beide eine
gemeinsame Marschroute abgesteckt hat-
ten. Mitterrand und Kohl waren bereit,
den britischen Rückzahlungsforderun-
gen weit entgegenzukommen. Sollte die
britische Premierministerin sich dennoch
unnachgiebig gegenüber ihren Struktur-
reformvorschlägen zeigen und der Gipfel
deshalb zu scheitern drohen, wollten sie
sogar eine Neugründung der EG ohne
britische Beteiligung in Kauf nehmen.
Nachdem diese Botschaft der britischen
Regierung auf vertraulichem Wege zur
Kenntnis gebracht worden war, stand ei-

nem erfolgreichen Abschluss der Rats-
tagung nichts mehr im Wege. Die briti-
sche Premierministerin konnte in ihrem
Abschlusskommuniqué verkünden, dass
sich die Staats- und Regierungschefs auf
eine Minderung der britischen Nettobei-
träge um sechsundsechzig Prozent ver-
ständigt hatten. Frankreich und Deutsch-
land übernahmen den Fehlbetrag zusätz-
lich zu ihren sonstigen Leistungen. Damit
blieb die Finanzierung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) weiterhin sicherge-
stellt und die Gemeinschaft handlungs-
fähig.

Die in Bonn nur zähneknirschend ak-
zeptierten zusätzlichen Zahlungen an die
EG waren für Helmut Kohl lediglich eine
Investition in die Zukunft, da die Mittel
teils direkt wieder nach Deutschland zu-
rückflossen, teils im Rahmen des Struk-
turausgleichs ärmeren Regionen in Eu-
ropa zugutekamen, die damit in größe-
rem Umfang als bisher am EG-Binnen-
handel partizipieren konnten, was wiede-
rum von Vorteil für die deutsche Wirt-
schaft war. Nach der Verständigung in
diesen zentralen Punkten wurden in
Fontainebleau zudem die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, die zeitgleich mit
Spanien und Portugal geführten Beitritts-
verhandlungen zügig abzuschließen. Des
Weiteren wurden zwei Ausschüsse ein-
gesetzt, von denen der eine – unter der
Leitung des Italieners Pietro Adonnino –
sich mit dem „Europa der Bürger“ be-
fassen und Maßnahmen zur Stärkung ei-
ner europäischen Identität vorschlagen
sollte, während der andere – unter dem
Vorsitz des irischen Senators James
Dooge – Vorschläge zu einer Verbesse-
rung der Gemeinschaftsstrukturen und
der EPZ erarbeiten sollte. Damit war der
Weg vorgezeichnet, der dann über die
Einheitliche Europäische Akte 1987 di-
rekt zur Wirtschafts- und Währungs-
union sowie zum Maastrichter Vertrag
über die Europäische Union im Jahre 1993
führen sollte.

Jürgen Elvert

Seite 40 Nr. 485 · April 2010

485_37_42_Elvert  19.03.2010  7:11 Uhr  Seite 40



Auch wenn der eben angedeutete Pas
de deux Kohl/Mitterrand zweifellos eine
entscheidende Voraussetzung für die Re-
alisierung des Unionsprojektes gewesen
ist, heißt das nicht, dass es zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Frank-
reich eine völlige Interessenkongruenz
gegeben hätte. Sie waren freilich aufein-
ander angewiesen, um auf dem Gebiet
der europäischen Integration Fortschritte
zu erzielen: Wenn der eine nicht mitzog,
hing der andere in der Luft. Auffassungs-
unterschiede gab es hinsichtlich der Re-
formen der Institutionen. Paris setzte
deutlich erkennbar auf die intergouver-
nementale Zusammenarbeit zwischen
den Regierungen und wehrte sich gegen
eine zu starke Aufwertung des Parlamen-
tes, was von Bonn favorisiert wurde.
Bonn kam dem linksrheinischen Nach-
barn auf dem Gebiet der Währungspolitik
entgegen. Dazu war allerdings ein Para-
digmenwechsel in der deutschen Wäh-
rungspolitik notwendig. Diese war bis
1987 von den „Ökonomisten“ aus dem
Finanzministerium und der Bundesbank
geprägt worden. 1988 jedoch forderte
Außenminister Genscher – in Absprache
mit der französischen Regierung – in
seiner Funktion als FDP-Politiker eine
baldige Vollendung der Währungsunion.
Das jedoch setzte ein Umschwenken der
deutschen Währungspolitik von Ökono-
mismus zum Monetarismus voraus. Er
konnte sich dabei der Unterstützung des
Bundeskanzlers sicher sein, insbesondere
nachdem dieser im Frühjahr 1989 einen
innerparteilichen Sturzversuch überstan-
den hatte und daraus gestärkt hervorge-
gangen war. Damit verfügte Helmut Kohl
in den eigenen Reihen wieder über ge-
nügend Autorität, um Bundesbank und
Finanzministerium konstruktiv in diesen
währungspolitischen Kurswechsel einzu-
binden. Im Gegenzug forderte die Bun-
desbank die Festlegung von Stabilitäts-
kriterien, was vom Finanzministerium
aufgegriffen und später im Stabilitätspakt

festgeschrieben wurde. Widerstände sei-
tens einiger Länderregierungen konnte
Kohl durch sein hinzugewonnenes Ge-
wicht als Bundeskanzler, aber auch über
das interne Zugeständnis der langfris-
tigen Ausweitung der Mitwirkung des
Bundesrates an der Europapolitik der
Bundesregierung überwinden.

Die Bedeutung der Wende 1989/90
für die Europapolitik Helmut Kohls
Diese Zugeständnisse wurden dann,
nach der deutschen Vereinigung im Jahre
1990, im neu formulierten Artikel 23 des
Grundgesetzes festgeschrieben. Damit
wäre der letzte Punkt der Ausführungen
erreicht, die Frage nach der Bedeutung
der Weltwende 1989/90 für die weitere
Europapolitik Helmut Kohls. Unter dem
Eindruck der dramatischen Umwälzun-
gen gerade in der ehemaligen DDR wur-
den in vielen EG-Mitgliedstaaten alte
Ängste vor einem möglicherweise über-
mächtigen vereinten Deutschland wach –
und das obwohl gerade die Außen- und
Europapolitik der Bundesrepublik seit
den 1950er-Jahren an Konstanz und Zu-
verlässigkeit nichts zu wünschen übrig
gelassen hatte. In Großbritannien lud eine
ob der Entwicklungen in Deutschland
gänzlich verunsicherte Premierministe-
rin Thatcher einen kleinen Kreis von
Deutschland-Experten zu einem Ge-
spräch auf ihren Landsitz nach Chequers,
um sich über Deutschland und die Deut-
schen zu informieren – als ob sie darin ein
völlig neues Thema entdeckt und nicht elf
Jahre Zeit gehabt hätte, sich mit diesem
Fall zu befassen. Und was Frankreich, die
andere der beiden Siegermächte des
Zweiten Weltkrieges unter dem Dach der
EG, betraf, so sprechen manche Beobach-
ter sogar von einer veritablen nationalen
Krise, die sich angesichts der Maueröff-
nung und der daran anschließenden Er-
eignisse auf allen Ebenen des politischen
Lebens gezeigt habe. In keinem anderen
westlichen Land wurden ähnlich viele
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Ängste und Bedenken zur deutschen Ver-
einigung veröffentlicht wie hier, wobei
auffällt, dass es zu einer gewissen Häu-
fung solcher Stellungnahmen in eher lin-
ken und eher rechten Blättern kam. Und
auch wenn die französischen Nachkriegs-
regierungen das Wiedervereinigungsziel
der Bundesrepublik zumindest verbal
immer unterstützt hatten, suchte Präsi-
dent Mitterrand nach der Maueröffnung
zunächst wochenlang nach einem Kö-
nigsweg zwischen solchen Verpflich-
tungserklärungen und dem sich daraus
möglicherweise ergebenden Macht- und
Statusverlust, den er im Falle einer deut-
schen Wiedervereinigung für Frankreich
befürchtete. Letztlich bedurfte es eines
Machtwortes der „großen“ Siegermacht
des Krieges, der USA, um die euro-
päischen Bündnispartner wieder „auf
Linie“ zu bringen. Unter Anerkennung
des Rechts auf Selbstbestimmung für das
deutsche Volk und damit auch des Rechts
auf Wiedervereinigung formulierten die
USA drei weitere Prinzipien als Voraus-
setzung dafür: Erstens sollte die Vereini-
gung innerhalb der Grenzen der DDR
und der BRD erfolgen, zweitens galt es,
die Vereinigung friedlich und allmählich
zu vollziehen, und drittens hatte der Ver-
bleib des wiedervereinigten Deutschland
in der NATO und der EG gesichert zu
sein. Damit waren die Voraussetzungen
für die Zwei-plus-Vier-Gespräche ge-
schaffen, an deren Ende der 3. Oktober
1990 und damit die tatsächliche Wieder-
vereinigung Deutschlands stand.

In diesen Verhandlungen zeigte sich
das eigentliche politische Können Hel-
mut Kohls. Hier avancierte er, auch in den
Augen seiner Landsleute, von einem
geschickten Parteimanager mit eher be-
grenzten Qualitäten als Regierungschef
zu einem Staatsmann von internationa-
lem Format. Dabei stellte der Forderun-

genkatalog der Bush-Regierung für ihn
kein Hindernis dar, weil er sich völlig mit
den deutschland- und europapolitischen
Zielsetzungen des Kanzlers deckte. Er
war stets für die Wiedervereinigung
Deutschlands in Recht und Freiheit und
im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft sowie im Verbund mit der NATO
eingetreten. Nun hatte ihm das Schicksal
die Rolle zugespielt, diese Aufgabe zu er-
füllen. Dass das souverän umgesetzt wer-
den konnte, hängt gewiss auch mit ei-
nem Mangel an Alternativen zusammen,
schließlich hätte die Verweigerung der
Zustimmung der Verbündeten zur deut-
schen Vereinigung EG und NATO in 
eine tiefe, möglicherweise sogar fatale
Krise gestürzt. Im Umkehrschluss konnte
die souveräne und vor allem berechen-
bare Art, mit der der deutsche Bundes-
kanzler den Vereinigungsprozess steu-
erte, in relativ kurzer Zeit die Bedenken
und Ängste ausräumen, die es aufseiten
der deutschen  Nachbarn gegeben hatte.
Fest steht auch, dass der Vereinigungs-
prozess in Deutschland dem Integrations-
prozess einen neuen Schub verlieh, galt es
nun doch auch, die Gemeinschaftsstruk-
turen so zu festigen, dass sie nicht nur das
größere Deutschland verkrafteten, son-
dern auch dazu taugten, all jenen Staaten
ein Dach zu bieten, die zuvor im Ein-
flussbereich der Sowjetunion gelegen
hatten. Denn dass sich die EU nach 
ihrer Vollendung auch nach Osten öff-
nen musste, dass die Ostgrenze des
europäischen Gemeinschaftsraums nicht
durch den ehemaligen Eisernen Vorhang
markiert werden durfte, hatte Helmut
Kohl bereits in den 1970er-Jahren ge-
fordert. Nun sollte er die Gelegenheit
erhalten, sein erstarktes politisches Ge-
wicht dafür in die Waagschale der euro-
päischenGemeinschaftspolitikeinzubrin-
gen.

Jürgen Elvert
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